
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Liebe Leser*innen, 

liebe Kolleg*innen, 

 

vor Ihnen liegt die Januar-Ausgabe des „NRW Infodienst Schuldnerberatung“ mit interessanten und 

aktuellen Beiträgen aus dem Arbeitsfeld Schuldnerberatung.  

 

Praktisch wichtige Fragen zum Themenspektrum Energiepreiskrise und allgemeine Kostenexplosion 

haben wir zusammengefasst unter der Rubrik: Energiearmut | Inflation | Existenzsicherung.  

 

Die Artikel aller Ausgaben finden Sie über die Schlagwortsuche auf:  

http://fachberatung-schuldnerberatung-nrw.de/info-center/. 

 

Über Rückmeldungen und Anregungen würden wir uns freuen. 

 

Ihr Redaktionsteam 

 

 

 

Energiearmut | Inflation | Existenzsicherung 

 

Stärkungspakt NRW  

Die Landesregierung hat im Dezember 2022 den „Stärkungspakt NRW – gemeinsam gegen Armut“ 

zur Unterstützung von Menschen in sozialen Notlagen und der dafür bestehenden sozialen Infra-

struktur auf den Weg gebracht. Die Kommunen konnten die dafür zur Verfügung stehenden Mittel in 

Höhe von rund 150 Millionen Euro bis Ende des Jahres 2023 in eigener Zuständigkeit verwenden. Der 

Großteil der zur Verfügung stehenden Mittel wurde verausgabt oder konkret verplant. Um Rückzah-

lungen am Jahresende zu vermeiden, wurde darüber hinaus den Kommunen die Möglichkeit gegeben, 

Mittel, die von anderen Kommunen nicht verwendet werden, noch einmal zusätzlich zu beantragen. 

Rund 70 nordrhein-westfälische Kommunen haben diese Chance genutzt und noch einmal Anträge 

in Höhe von rd. 4,8 Millionen Euro gestellt. Quelle und weitere Infos: 

PM MAGS Stärkungspakt NRW v. 10.11.2023 

 

Inflationsrate im Jahresdurchschnitt 2023 bei 5,9 % 

Die Inflationsrate in Deutschland wird im Dezember 2023 voraussichtlich +3,7 % betragen. Gemessen 

wird die Inflationsrate als Veränderung des Verbraucherpreisindex (VPI) zum Vorjahresmonat. Der 

Verbraucherpreisindex misst monatlich die durchschnittliche Preisentwicklung aller Waren und 

Dienstleistungen, die private Haushalte in Deutschland für Konsumzwecke kaufen. Wie das Statisti-

sche Bundesamt (Destatis) nach bisher vorliegenden Ergebnissen weiter mitteilt, steigen die Verbrau-

cherpreise gegenüber November 2023 voraussichtlich um 0,1 %. Verbraucherpreisindex und Inflati-

 

 NRW  INFODIENST      J A N U A R  2 0 2 4  

 SCHULDNERBERATUNG  
 H E R A U S G E G E B E N  V O N  D E N  F A C H B E R A T E R * I N N E N  F Ü R  S C H U L D N E R B E R A T U N G  

 D E R  F R E I E N  W O H L F A H R T S P F L E G E  N R W  

http://fachberatung-schuldnerberatung-nrw.de/info-center/
https://www.mags.nrw/staerkungspakt-nrw-150-millionen-euro-gegen-armut
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Verbraucherpreisindex/_inhalt.html


 

NRW-Infodienst  Schuldnerberatung Januar 2024, Seite 2 

 
 

onsrate - Statistisches Bundesamt (destatis.de). Im Jahr 2023 sind die Verbraucherpreise in Deutsch-

land um 5,9 Prozent gegenüber dem Vorjahr gestiegen. Durch den Krieg in der Ukraine stiegen 

die Energiepreise in Deutschland auf Rekordniveau an, dadurch stiegen ebenfalls die Produktions- 

und Lebenshaltungskosten. Im Vorjahr sorgte dies noch für die höchste jährliche Inflationsrate seit 

dem Ende des Zweiten Weltkrieges, im Jahr 2023 lag die Teuerungsrate etwas niedriger.  

Pressemitteilung Destatis vom 16.01.2024 

 

Nach dem Ende der Energiepreisbremsen: Steigen oder sinken die Energiepreise? 

Die Energiepreisbremsen sind aufgrund der Haushaltslage im Bund entgegen der ursprünglichen Pla-

nung zum 31.12.2023 ausgelaufen. Steigen nun die Energiepreise oder sinken sie? Das kommt wohl 

drauf an: Die Bundesregierung geht trotz gleichzeitiger Erhöhung der CO2-Bepreisung und des Wie-

deranstiegs der Mehrwertsteuer auf Gas und Wärme (ab 01.03. oder 01.04.2024) von nur „moderaten“ 

Preissteigerungen aus. Letztlich würden die Preise für Gas und Strom „aktuell weiter“ sinken. 

Die Energiewirtschaft befürchtet insgesamt einen deutlichen Preisanstieg, der zu besorgten Anfragen 

von Kund*innen führen könne: Allein die Mehrwertsteuererhöhung beispielsweise würde für einen 

Musterhaushalt mit einem Jahresverbrauch beim Gas von 20.000 kwh zu höheren Kosten von rund 

290 Euro jährlich führen. Die Folge wäre, dass „spätestens mit der Jahresabrechnung eine Nachzah-

lung fällig“ würde, sollten die Abschlagszahlungen nicht angepasst werden.  

In jedem Fall lohnt sich ein Preisvergleich und gegebenenfalls der Wechsel in einen anderen Tarif oder 

zu einem anderen Versorger. Denn laut Verbraucherzentrale NRW gibt es (jedenfalls in NRW) „große 

Preisunterschiede zum Jahresbeginn 2024“.  

Information der Bundesregierung (01.01.2024); BDEW, FAQ für Presse- und Kundenanfragen 

(18.12.2023); Tagesschau.de (23.12.2023); VZ NRW (19.12.2023) 

  

 

Allgemeines 

 

Marianne von Weizsäcker Stiftung hat zum 31.12.2023 Stiftungsarbeit eingestellt 

Auf ihrer Homepage gibt die Marianne von Weizsäcker Stiftung bekannt, dass aufgrund einer geplan-

ten Verschmelzung die Marianne von Weizsäcker Stiftung voraussichtlich zum 31. Dezember 2023 

ihre Tätigkeit beenden wird. Laufende Anträge werden noch bearbeitet, jedoch können keine neuen 

Anträge mehr gestellt werden. Es ist eine Verschmelzung der Stiftung geplant. Über das weitere Vor-

gehen wird noch informiert. Marianne von Weizsäcker Stiftung 

 

Der Paritätische NRW übergibt LAG-Vorsitz an das Deutsche Rote Kreuz Nordrhein  

Der Paritätische NRW übergibt den Vorsitz der Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien 

Wohlfahrtspflege des Landes Nordrhein-Westfalen nach zwei Jahren turnusgemäß zum Jahreswechsel 

2023/2024 an das Deutsche Rote Kreuz Landesverband Nordrhein. „Wir haben in den zurückliegen-

den zwei Jahren unzählige sozialpolitische Themen in den Fokus gerückt und uns für die Mitarbei-

tenden der Freien Träger eingesetzt“ betont Christian Woltering vom Paritätischen NRW, der in den 

zwei Jahren den Vorsitz der Landesarbeitsgemeinschaft inne hatte. Hartmut Krabs-Höhler, neuer Vor-

sitzender der Freien Wohlfahrt Nordrhein-Westfalen, macht deutlich, hieran anknüpfen zu wollen: 

„Mittelkürzungen und knapper werdende Haushaltsmittel engen unsere Möglichkeiten ein, uns für die 

Menschen in NRW einzusetzen. Die Freie Wohlfahrtspflege in Nordrhein-Westfalen wird weiterhin 

konsequent für die Bürgerinnen und Bürger und Träger der Freien Wohlfahrt eintreten.“ 

Pressemitteilung LAG FW NRW vom 01.01.2024 

  

https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Verbraucherpreisindex/_inhalt.html
https://de.statista.com/themen/8939/russland-ukraine-konflikt/
https://de.statista.com/themen/1288/energiemarkt/
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2024/01/PD24_020_611.html
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/co2-preis-kohle-abfallbrennstoffe-2061622
https://www.bdew.de/media/documents/20231215_KundenundPresse-FAQ_Energiepreisentlastungen.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/20231215_KundenundPresse-FAQ_Energiepreisentlastungen.pdf
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/verbraucher/strompreise-gaspreise-100.html
https://www.verbraucherzentrale.nrw/pressemeldungen/presse-nrw/weiterhin-zu-hohes-niveau-von-strom-und-gaspreisen-in-der-grundversorgung-90612
https://www.weizsaecker-stiftung.de/
https://www.freiewohlfahrtspflege-nrw.de/presse/detail/der-paritaetische-nrw-uebergibt-lag-vorsitz-an-das-deutsche-rote-kreuz-landesverband-nordrhein
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Für die Praxis 

 

Neuregelungen und Änderungen 2024  

Quellen und weitere Informationen zu den wesentlichen Änderungen und Neuregelungen, die 

zum Jahresbeginn wirksam werden, finden Sie unter anderem unter:  

Bundesregierung; BMAS, Bundesfinanzministerium; BMFSFJ 

 

Höhere Regelsätze beim Bürgergeld und in der Sozialhilfe 

Grundlage der Neuberechnung der Regelsätze für das Bürgergeld (SGB II) und für die Sozialhilfe (SGB 

XII: Hilfe zum Lebensunterhalt und Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung) sind der von 

der Bundesregierung im November 2022 vorgelegte 14. Existenzminimumbericht, die Entwicklung 

der Löhne und Gehälter sowie die Inflationsrate. Konkret festgeschrieben wurde die Regelsatz-Erhö-

hung durch die Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung 2024 des Bundesministers für Arbeit 

und Soziales.  

Ab 2024 gelten im Rahmen des SGB II und des SGB XII folgende Regelsätze:  

Regelbedarfsstufe 1 563 € (+61 Euro) Alleinstehende Person 

Regelbedarfsstufe 2 506 € (+55 Euro) Partner einer Ehe oder Lebensgemeinschaft 

Regelbedarfsstufe 3 451 € (+49 Euro) Volljährige in stationärer Einrichtung, nichterwerbstä- 

tige Erwachsene unter 25 Jahren im Haushalt der Eltern 

Regelbedarfsstufe 4 471 € (+51 Euro) Kinder im Alter von 14 bis 17 Jahren 

Regelbedarfsstufe 5 390 € (+42 Euro) Kinder im Alter von 6 bis 13 Jahren 

Regelbedarfsstufe 6 357 € (+39 Euro) Kinder im Alter bis einschließlich 5 Jahren 

https://www.buerger-geld.org/regelsatz/buergergeld-tabelle-2024/  

 

Kinderzuschlag steigt auf 292 € 

Eltern, deren Einkommen nicht oder nur knapp für die Familie reicht, erhalten ab dem 1. Januar 2024 

mehr Unterstützung durch den Kinderzuschlag (KiZ): Der mögliche Höchstbetrag steigt dann auf bis 

zu 292 Euro pro Monat und Kind, bislang waren es 250 Euro. Weitere Informationen sowie die Mög-

lichkeit der Onlineantragsstellung bietet die Homepage der BA. 

Bundesagentur für Arbeit (arbeitsagentur.de) 

 

Unterhaltsvorschuss 

Unterhaltsvorschuss ist eine besondere Hilfe für Kinder von Alleinerziehenden. Alleinerziehende, die 

für ihr Kind keinen oder nicht regelmäßig Unterhalt erhalten, können Unterhaltsvorschuss beantra-

gen. Die Höhe des Unterhaltsvorschusses richtet sich nach dem Alter der Kinder und beträgt zum 1. 

Januar 2024 monatlich für Kinder von 0 bis 5 Jahren bis zu 230 Euro, für Kinder von 6 bis 11 Jahren 

bis zu 301 Euro und für Kinder von 12 bis 17 Jahren bis zu 395 Euro. 

BMFSFJ - Der Unterhaltsvorschuss, Publikation - Der Unterhaltsvorschuss (Stand: Februar 2020). 

 

Mindestunterhalt und Düsseldorfer Tabelle ab 1.1.2024:  

Die Düsseldorfer Tabelle dient als Maßstab und Richtlinie zur Berechnung des Kindesunterhalts. Auf-

grund der für 2024 angehobenen Mindestunterhaltsbeträge steigt der Mindestunterhalt für Kinder je 

nach Altersstufe um rund 40 bis 60 Euro. Der Mindestselbstbehalt der Unterhaltspflichtigen (Bedarfs-

kontrollbetrag) liegt nun bei 1.200/1.450 Euro. Düsseldorfer Tabelle  

  

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/neuregelungen-januar-2024-2250794
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/2023/das-aendert-sich-im-jahr-2024.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/das-aendert-sich-2024.html
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/presse/pressemitteilungen/von-kinderzuschlag-bis-kinderkrankentage-das-aendert-sich-im-neuen-jahr-235100
https://www.buerger-geld.org/regelsatz/buergergeld-tabelle-2024/
https://www.arbeitsagentur.de/news/ab-januar-2024-kinderzuschlag-steigt
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/der-unterhaltsvorschuss-73764
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/93500/be926c73d8e2220b6d50909933a7eacd/der-unterhaltsvorschuss-data.pdf
https://www.bmj.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2023/1228_Mindestunterhalt.html
https://www.olg-duesseldorf.nrw.de/infos/Duesseldorfer_Tabelle/Tabelle-2024/index.php
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Fortsetzung: Neuregelungen und Änderungen 2024  

 

Bedarfsbescheinigung nach SGB II und SGB XII für den Schuldnerschutz nach § 850f ZPO 

Im Rahmen des Schuldnerschutzes bei Zwangsvollstreckungsmaßnahmen sowie bei privilegierten 

Aufrechnungen/Verrechnungen von Sozialleistungen ist der Nachweis des „sozialrechtlichen Exis-

tenzminimums“ von Bedeutung. Vorlagen für die Bedarfsberechnung sowie wichtige Erläuterungen 

von Prof. Dr. Dieter Zimmermann stehen mit Stand zum 01.01.2024 zur Verfügung unter:  

infodienst-schuldnerberatung.de 

 

Einkommensfreibeträge in der Beratungs- und Prozesskostenhilfe 

Aufgrund der gestiegenen Bürgergeld-Regelsätze ergibt sich für 2024 auch eine Steigerung der bun-

desweit gültigen Freibeträge bei der Bemessung der Prozesskostenhilfe. Die Beträge sind festgelegt 

in der Prozesskostenhilfebekanntmachung 2024 - PKHB 2024. Hilfreich sind die Erläuterungen und 

der Berechnungsbogen von Stefan Freemann und Prof. Dr. Dieter Zimmermann:  

Infodienst-schuldnerberatung.de 

 

Freibeträge für Kinder 

Die Freibeträge für Kinder dienen dazu, das Existenzminimum von Kindern steuerfrei zu stellen. Für 

manche Eltern lohnen sich die Freibeträge für Kinder mehr als das Kindergeld. Der Kinderfreibetrag 

wird für das Jahr 2024 auf insgesamt 6612 Euro (3306 Euro je Elternteil) angehoben. 

BMFSFJ - Freibeträge für Kinder.  

 

Kinderkrankentage und Kinderkrankengeld 

Das Bundesministerium für Gesundheit informiert auf Ihrer Homepage Kinderkrankentage und Kin-

derkrankengeld | BMG (bundesgesundheitsministerium.de) welche Ansprüche Eltern haben, wenn ihre 

Kinder krank sind oder zuhause betreut werden müssen. Für das Jahr 2024 besteht der Anspruch für 

Kinderkrankengeld jeweils längstens für 15 Arbeitstage, für alleinerziehende Versicherte für 30 Tage. 

 

Neue Regelungen beim Elterngeld 

Das Elterngeld gleicht fehlendes Einkommen aus, wenn Eltern ihr Kind nach der Geburt betreuen. 

Elterngeld Plus und Partnerschaftsbonus unterstützen zusätzlich. Um die Sparvorgaben des Bundes-

finanzministers zu erfüllen und eine Kürzung des Elterngeldes für alle Eltern zu vermeiden, haben 

sich die Koalitionsfraktionen auf Änderungen beim Elterngeld geeinigt. Für Geburten ab dem 1. April 

2024 wird die Grenze des zu versteuernden Jahreseinkommens (Einkommensgrenze), ab der der An-

spruch auf Elterngeld entfällt, für gemeinsam Elterngeldberechtigte von 300.000 Euro auf 200.000 

Euro gesenkt. Zum 1. April 2025 wird sie für Paare nochmals moderat auf 175.000 Euro abgesenkt. 

Für Alleinerziehende wird ab dem 1. April 2024 eine Einkommensgrenze von 150.000 Euro gelten. 

BMFSFJ - Elterngeld 

 

Der gesetzliche Mindestlohn steigt in zwei Schritten 

Der gesetzliche Mindestlohn steigt zum 1. Januar 2024 von 12 Euro brutto pro Stunde auf 12,41 Euro. 

Ein Jahr später – Anfang 2025 – folgt die nächste Erhöhung um weitere 41 Cent auf 12,82 Euro. Mit 

diesem Schritt hat die Bundesregierung den Beschluss der Mindestlohnkommission vom Juni 2023 

per Verordnung umgesetzt. Mindestlohnkommission - Startseite (mindestlohn-kommission.de), Fra-

gen und Antworten zum Mindestlohn | Bundesregierung, BMAS - Mindestlohn-Rechner 

  

https://infodienst-schuldnerberatung.de/beratung/2024-bescheinigungen-des-sozialrechtlichen-existenzminimums-nach-sgb-ii-und-sgb-xii/
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/403/regelungstext.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://infodienst-schuldnerberatung.de/beratung/einkommens-freibetraege-2024-fuer-die-beratungs-und-prozesskostenhilfe-mit-berechnungsbogen/
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/familie/familienleistungen/freibetraege-fuer-kinder/freibetraege-fuer-kinder-73890
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/praevention/kindergesundheit/faq-kinderkrankengeld
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/praevention/kindergesundheit/faq-kinderkrankengeld
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/familie/familienleistungen/elterngeld/elterngeld-73752
https://www.mindestlohn-kommission.de/DE/Home/home_node.html
https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/arbeit-und-soziales/mindestlohn-faq-1688186
https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/arbeit-und-soziales/mindestlohn-faq-1688186
https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Arbeitsrecht/Mindestlohn/Mindestlohnrechner/mindestlohn-rechner.html
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Fortsetzung: Neuregelungen und Änderungen 2024  

 

Das Pflegestudium wird attraktiver 

Im Oktober 2023 hat der Bundestag das Pflegestudiumstärkungsgesetz (PflStudStG) beschlossen. Die 

darin enthaltenen Neuerungen treten zum 1. Januar 2024 in Kraft. Das Gesetz regelt insbesondere 

die Bezahlung derjenigen, die sich für ein Pflegestudium entscheiden oder bereits studieren. Sie er-

halten künftig für die gesamte Dauer des Studiums eine Ausbildungsvergütung. 

 

Geringfügige Beschäftigung  

Die Entgeltgrenze für eine geringfügig entlohnte Beschäftigung (Geringfügigkeitsgrenze) steigt mit 

dem gesetzlichen Mindestlohn. Die Geringfügigkeitsgrenze wird zum 1. Januar 2024 von 520 Euro 

auf 538 Euro im Monat angehoben.  

 

Höherer Grundfreibetrag  

Der Grundfreibetrag in der Einkommensteuer steigt ab dem 1. Januar 2024: für Ledige von 10.908 

Euro auf 11.604 Euro, für Verheiratete auf 23.208 Euro. Bis zu diesen Beträgen bleibt das Einkom-

men demnach steuerfrei.  

 

Höhere Einkommensgrenzen bei der Arbeitnehmer-Sparzulage  

Die Einkommensgrenzen bei der Arbeitnehmer-Sparzulage werden verdoppelt, nämlich auf 40.000 

Euro zu versteuerndes Einkommen für Ledige und auf 80.000 Euro für zusammen veranlagte Verhei-

ratete beziehungsweise Verpartnerte. Dies gilt für die Anlage der vermögenswirksamen Leistungen 

in Vermögensbeteiligungen (z.B. Investmentfonds) und für die wohnungswirtschaftliche Verwendung 

der vermögenswirksamen Leistungen (z.B. das Bausparen). Die Höhe der Förderung bleibt dagegen 

unverändert: Sie beträgt beim Bausparen 9 Prozent der Sparleistung aber höchstens 43 Euro im Jahr. 

Fondssparer*innen erhalten eine höhere Zulage von 20 Prozent bei maximal 80 Euro im Jahr.  

 

Anpassungsgesetz zu Gemeinschaftsunterkünften  

Zum 1. Januar 2024 wird eine Regelung für in Gemeinschaftsunterkünften untergebrachte leistungs-

berechtigte Personen eingeführt. Sofern in einer Gemeinschaftsunterkunft keine Selbstversorgungs-

möglichkeit gegeben ist und sowohl Verpflegung als auch Haushaltsenergie von dem Betreiber der 

Unterkunft in vollem Umfang zur Verfügung gestellt werden, kann für Personen mit Anspruch auf 

Bürgergeld / Sozialhilfe der Anteil des jeweiligen Regelbedarfs, der für Ernährung und Haushalts-

energie vorgesehen ist, künftig unmittelbar an den Betreiber der Unterkunft gezahlt werden. Die Höhe 

dieser Sachleistung wurde gesetzlich festgelegt. Bürgergeldberechtigte / Sozialhilfeberechtigte er-

halten dann eine um diesen Betrag geminderte Auszahlung.  

 

Verlängerung der Regelung des Eingliederungszuschusses für Ältere  

Die Möglichkeit, Arbeitgeber bei der Einstellung von älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 

mit Vermittlungshemmnissen über die allgemeine Höchstdauer von einem Jahr hinaus bis zu 36 

Monate mit einem Eingliederungszuschuss zu fördern, wird um fünf Jahre bis zum 31. Dezember 

2028 verlängert. Das Mindestalter zum Erhalt der längeren Förderdauer wird zugleich zum 1. Januar 

2024 auf 55 Jahre angehoben.  

 

BA wird in das Verfahren zum Abruf elektronischer Arbeitsunfähigkeitsdaten einbezogen  

Zum 1. Januar 2024 entfällt für gesetzlich krankenversicherte Personen, die Arbeitslosengeld bezie-

hen, die Pflicht, der Agentur für Arbeit eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vorzulegen. Dies gilt 

entsprechend für Teilnehmende an Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung oder einer Maßnahme 

zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung, auch wenn die Teilnehmenden keinen Anspruch auf 

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/gesetze-und-verordnungen/detail/pflegestudiumstaerkungsgesetz-pflstudstg.html
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Arbeitslosengeld haben. Stattdessen kann die Bundesagentur für Arbeit eine Arbeitsunfähigkeitsmel-

dung bei der zuständigen Krankenkasse automatisiert abrufen. Die Pflicht, eine eingetretene Arbeits-

unfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer unverzüglich bei der Agentur für Arbeit anzuzeigen, 

besteht hingegen fort.  

 

Nationales Onlineportal für berufliche Weiterbildung "mein NOW"  

"mein NOW" ist ein zentrales digitales Portal, um Informationen und Angebote der beruflichen Wei-

terbildung zu bündeln. Im Januar 2024 wird die erste Version live geschaltet. Bis Ende des Jahres 

2024 sollen weitere Ausbaustufen des Portals mit neuen Funktionalitäten folgen. Seit September 

2022 entwickelt die Bundesagentur für Arbeit (BA) im Rahmen der Nationalen Weiterbildungs-stra-

tegie das Portal "mein NOW". Weitere Infos: https://mein-now.de/  

 

Postbank: Antrag auf Schadensersatz möglich 

Kurz vor Weihnachten startete die Deutsche Bank über die Webseite der Postbank einen Online-Ent-

schädigungsprozess, über den Betroffene bis zu 1000 Euro Schadenersatzanspruch geltend machen 

können. Der Schaden müsse mit einer Pfändung, einer Insolvenz oder bei der Einrichtung oder Ab-

meldung eines Pfändungsschutzkontos entstanden sein. Online-Entschädigungsantrag 

 

 

Gerichtsentscheidungen 

 

BGH: Zur Abführungspflicht des selbständigen Insolvenzschuldners 

Übt der Schuldner eine vom Insolvenzverwalter freigegebene selbständige Tätigkeit tatsächlich aus, 

hat er die Gläubiger auch dann so zu stellen, als ob er ein angemessenes Dienstverhältnis eingegan-

gen wäre, wenn er dem regulären Arbeitsmarkt wegen seines Alters, aus gesundheitlichen Gründen 

oder aufgrund besonderer berücksichtigungsfähiger Umstände nicht zur Verfügung steht oder stehen 

kann, sofern er aus der selbständigen Tätigkeit einen Gewinn erzielt. 

 

Bei der Festlegung der Höhe des sich nach dem fiktiven Nettoeinkommen zu bestimmenden Abfüh-

rungsbetrags ist bei einem Schuldner, von dem wegen seines Alters, aus gesundheitlichen Gründen 

oder aufgrund besonderer berücksichtigungsfähiger Umstände eine Erwerbstätigkeit nicht verlangt 

werden kann, dem Umstand Rechnung zu tragen, dass der Schuldner überobligatorisch selbständig 

tätig ist. 

(Leitsätze des BGH) 

 

Laut Rechtsanwalt Kai Henning klärt diese Entscheidung des Bundesgerichtshofs (BGH) eine wichtige 

offene Frage zu den Abführungspflichten nach §§ 35 Abs. 2, 295 Abs. 2 alte Fassung InsO. „Die 

praktischen Auswirkungen für die betroffenen Schuldner dürften (…) gering sein. Die Entscheidung 

ist auf die 2020 geänderten §§ 35 Abs. 2, 295a Abs. 1 InsO uneingeschränkt anwendbar.“ 

Inso-Newsletter RA Henning Silvester 2023 

BGH, Urteil vom 12.10.2023 - IX ZR 162/22 

  

https://mein-now.de/
https://www.postbank.de/privatkunden/services/pfaendung-antrag-schadensersatz.html
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=a44793230403fe750a1a8c7836388f91&nr=135915&pos=0&anz=1
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Prävention 

 

Studie zur finanziellen Widerstandsfähigkeit von Verbraucher*innen  

Wie widerstandsfähig fühlen sich Verbraucher*innen, wenn es um ihre persönlichen Finanzen geht? 

Um diese und andere Fragen geht es in einer Auswertung der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-

tungsaufsicht (BaFin). Grundlage dafür war eine Befragung der Organisation für wirtschaftliche Zu-

sammenarbeit und Entwicklung (OECD). Die BaFin hat die Studie in Deutschland koordiniert und die 

Daten zu den Themen finanzielle Resilienz, Digitalisierung, Nachhaltigkeit und Finanzwissen ausge-

wertet. Demnach sind etwa zwei von drei Verbraucher*innen mit ihrer aktuellen finanziellen Situation 

zufrieden. Doch es gibt auch eine Kehrseite: Bei zu vielen Verbraucher*innen reicht das Geld nicht 

und sie sind für mögliche Engpässe kaum gerüstet: 35 Prozent der Befragten kommen nur gerade so 

zurecht. 14 Prozent gaben an, dass ihr Einkommen in den zwölf vorherigen Monaten nicht immer 

gereicht hatte, um ihre Lebenshaltungskosten zu decken. 15 Prozent der Befragten bräuchten finan-

zielle Unterstützung, um ungeplante größere Ausgaben zu bezahlen. Quelle und weitere Infos: 

BaFin - Fachartikel - Finanzielle Widerstandsfähigkeit 

 

Rückblick auf die Konferenz „Finanzielle Bildung für das Leben“ in Berlin am 5./6.12.2023 

Wie wichtig das Thema „Finanzielle Bildung“ ist, haben Bundesbildungsministerin Bettina Stark-

Watzinger und Bundesfinanzminister Christian Lindner mit dem Start der Initiative Finanzielle Bil-

dung gezeigt. Durch diese soll die finanzielle Bildung in Deutschland weiter gestärkt und die Ent-

wicklung einer nationalen Finanzbildungsstrategie in Zusammenarbeit mit der Organisation für wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) angestoßen werden. Informationen zu den auf 

der Konferenz behandelten Themen wie u.a. Finanzbildung im Internet, Verbraucherschutz und fi-

nanzielle (Grund-)Bildung, Finanzkompetenz und Gender Gaps sowie Finanzbildung für Jugendliche 

stehen auf der Konferenzseite zur Verfügung. https://www.konferenz-finanzielle-bildung.de/2023 

 

Glücksspielatlas Deutschland 2023: Zahlen, Daten, Fakten 

Der „Glücksspielatlas Deutschland 2023: Zahlen, Daten, Fakten“ bündelt das aktuelle Wissen rund um 

den Themenkomplex „Glücksspiel und Glücksspielsucht“. Die Publikation dient als Nachschlagewerk 

für aktuelle epidemiologische Daten, rechtliche Grundlagen und ökonomische Rahmendaten des 

Glücksspiels in Deutschland (auch zur Schuldensituation) sowie zu Spielerschutz & Prävention und 

Behandlung & Hilfe. Die Broschüre ist kostenfrei erhältlich und steht auch zum Download zur Verfü-

gung: www.dhs.de/infomaterial/gluecksspielatlas-deutschland-2023 

 

 

Veranstaltungen 

 

Einführung in die Beratung von Selbständigen in der Schuldner- und Insolvenzberatung 

Termin: 21.02.2024 

Ort: Bielefeld 

Kosten: 125,00 Euro 

Veranstalter: Arbeiterwohlfahrt (AWO) Bezirksverband Ostwestfalen-Lippe e. V. 

Information und Anmeldung 

  

https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Fachartikel/2023/fa_bj_2311_Digitalisierung.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Fachartikel/2023/fa_bj_2304_Finanzwissen.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Fachartikel/2023/fa_bj_2312_Resilienz.html
https://www.konferenz-finanzielle-bildung.de/2023
https://www.dhs.de/infomaterial/gluecksspielatlas-deutschland-2023-zahlen-daten-fakten
https://www.fortbildung-schuldnerberatung-nrw.de/veranstaltungen/einfuehrung-in-die-beratung-von-selbstaendigen-in-der-schuldner-und-insolvenzberatung/
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------------------------------------------------------------------- 
 

Weitere Fortbildungen finden Sie unter 

www.fortbildung-schuldnerberatung.de 
 

-------------------------------------------------------- 

 

Das Redaktionsteam 

 

Sonja Brönner 

Diakonisches Werk Rheinland-

Westfalen-Lippe e.V. – Diakonie RWL 

Tel. 0211 /  6398-341 

s.broenner@diakonie-rwl.de 

 

 

Alexander Elbers 

Der Paritätische NRW 

Tel. 0231 / 18 99 89-18 

alexander.elbers@paritaet-nrw.org  

 

 

Ursula Hölscher 

DRK-Landesverband  

Westfalen-Lippe e.V. 

Tel. 0251 / 9739-219 

ursula.hoelscher@drk-westfalen.de 
 

Georg Eickel 

Der Paritätische NRW 

Tel. 0251 60 93 32 36 

eickel@paritaet-nrw.org  

 

  

 

Birgit Pachur 

Caritasverband für das Erzbistum 

Paderborn e.V. 

Tel. 05251 / 209-348 

b.pachur@caritas-paderborn.de 

 
 

Ayşe Muŝanović  

Arbeiterwohlfahrt Bezirk 

Westliches Westfalen e. V. 

Tel. 0231 5483-299 

Ayse.musanovic@awo-ww.de 

 

 

 

Redaktionsschluss dieser Ausgabe: 16.01.2024 
 

Haftung Die obigen Informationen wurden mit größter Sorgfalt ausgewählt und geprüft. Wir bit-

ten um Verständnis, dass dennoch keine Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit 

übernommen werden kann. Die Haftung für Schäden, die durch die Nutzung der dar-

gebotenen Informationen oder durch die Nutzung fehlerhafter oder unvollständiger 

Informationen verursacht worden sind, ist im gesetzlich zulässigen Rahmen ausge-

schlossen. Dies gilt auch für Links, auf die dieser Newsletter verweist. Die Inhalte und 

Funktionsfähigkeit externer Angebote verantwortet allein der jeweilige Anbieter.  

Copyright:  Vervielfältigungen und Weitergabe dieser Information sind unter Angabe der Quelle 

zulässig. 

Datenschutz:  Sie haben sich in der Vergangenheit in den E-Mailverteiler eingetragen und werden da-

her weiterhin den NRW Infodienst Schuldnerberatung erhalten. Ihre Kontaktdaten wer-

den selbstverständlich vertraulich behandelt und nicht an Dritte weiter gegeben.  

Abmeldung:  Sollten Sie den Erhalt des Infodienstes nicht mehr wünschen, teilen Sie uns dies bitte 

per E-Mail an nrw-infodienst@schuldnerhilfe.de mit. Eine Abmeldung ist auch bei den 

zuständigen Fachberater*innen möglich. Geben Sie dabei bitte alle E-Mailadressen an, 

die aus dem Verteiler gelöscht werden sollen und das Stichwort: "Abmeldung NRW In-

fodienst Schuldnerberatung", damit Ihre Nachricht hier richtig zugeordnet werden 

kann. Eine Löschung der Daten ist selbstverständlich auch noch später möglich. Ihre 

Daten werden nur dafür benutzt, Ihnen den NRW Infodienst Schuldnerberatung zu 

schicken. 
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